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Zu de� uns ilbersandten Entwurf eines Pfle?eheim�esetzes ne�men 
wir wie folgt Stellung: 

1) Grun�s�tzlich ersch e i nt es als ein gewisser Man ;el des Ent­
wurfs, d6ß er sich vor allem auf medizinisch-pflegerische Ziel­
vorstellungen beschrän�t, �aß aber Uberle�ungen zur Rehabi­
litation fehlen und auch keine Einweise auf die Finanzierung 
:; e 2. eben v,'e r::3 en • 

2) Zu § j (4 ) : Di e SOgt2n.2 r.:1 te 11 Leb2nSQ emei!"l sen a.f t 11 vii!" j Zht ar .�!1 ter 
die gegebene Regelung fallen, an�pre Lebensgemeinschaften, wie 
etwa ein Diakonissenmutterhaus, absr nicht; w�r schla;�n dahec 
fol,?',�:Jce El"]2nzung V8r: " .... ?a'T1ilie:1k:ceis sOh'ie in ve::c;;leic!1-
baren Grup?en, in denen familien2hnlic�e Eindungen enststanden 
sind. " 

3) Zu § 5( 1 ): Diese Eestimmung ers2heint uns viel zu weitgehend, 
sa bei genauer Be:folgung auch �ie Ersetzung einer zerbrochenen 
�C-�usc�el oder der Austausch einiger Bilder auf den G2ngen anzu­
zeigen wäre. Gen0gt nicht der Ajsatz 2? 

4) Zu § 7(2) Z.3: a ) Um klarzustellen, daß die ssslsorgerliche 
Eetreuung von pflegebedUrftigen Personen �einesfalls nur tiber 
e:inen erst ausdrilckli=h geäUßerten �unsch dieser erfolgsn darf, 
sondern die den Kirchen gegebenen Rechte (vgl.etwa § 18 des 
Bun desgesetzes Uber äußere Rechtsverh�ltnisse der �vangelischen 
Kirche ) u:-: ;)er l.L1 rt bleicen, und da das Fort "oc'2r" in einem a'JS­
schließenden Sinne ve rst a n d en werden kBnnte, sch16gen wir folgen-
':;2rl h;o�t cut vor: 11 • • •  auf �·;unsch Einer :)fle�2j�eö"ü:r=ti ��n Pe�sorl 
s8wohl e ne psycholo�jsche als auch unbeschadet der den ;esetz-
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lic� anerkannten Kirchen und Religio�sgssellschafte� j�rc� 
einger�umten Recjts eine seelso�Qerliche 3�treuung sowie 

Ges2tz 
" 

})) r';e�n uns eine flUrld1);'Öl1gi92 S·u;.:;ervi . .sio.:111 als 
ein unangemessener Eingriff in die Stru�tur eines Pflegejeimes 
ersch eint, so läßt sich das fUr uns besonders deutlicj an einem 
�onfessionellen Pflegeheim darstellen, es gilt aber auch fJr 
nicht-konfessionelle: Es ist durchaus verständlich, wen� eine 
una�hä!1Qige I nstan z  vorgesehen Vt'ird, die ItSupeJ.-visi0n" d�us'ü-ben 
soll, - sci-lon allein, um der "Eetreibsblin:3heit" zu entgehen. 
Dennoch �ann ein Pflegeheim nicht n�ch denselben Grundsätzen wie 
ein Produktionsbetrieb gefUhrt werden, weil es in der Heimpflege 
viel mehr um einen Ge ist der Zusammenarbeit und Gemei�schaft 
geht, auf den nun eben konfessionellen Pflegehei�e� a�c� bsso�­
deren �e�t legen. Das Gesetz mUßte also nach unsere= Gberzeugung 
�ewährleisten, daß �ie Su?srvision zwar dem dire� te� Einfluß des 
Trägers nicht ausgesetzt ist, daß sie aber nur von je�an:3en aus­
geübt wird, der den konfessionellen Chara�ter des Pflege�eimes 
bejaht und bereit ist, i h n  bei der Su�ervision zu beac�ten. 

5) Zu § 7(3): Hi�r wäre jedenfalls darauf h inzuweisen, daß die 
Heimor5nung auchi die möglichst große persönliche Freihei t der 
Bewohner zu wahren hat und daß dah er die Bestim�ungen nur "im 
unbedingt nötigen Ausma3" vorzuseh en sind. 

6) Zu § 9(3): Soll wirklich erst die Landes=egierung unter der 
niedergelassenen; �rzten selektieren, wer fachlich geeignet ist? 
GenUgt hier nich eine Anzeige? 

7) Zu § 1 1: H i er r:-,u ß, wen n (1 a s " � 0 n t :c 011 i er e n" nie h t zu ein 2 r 

(in diesem Ausma) wohl auch gar nicht möglichen und z.3. fUr 
behinderte, aber nic�t kranke Be�ohner gar nicht erw�nschten) 
Belastung werden soll, eine genauere und einschränkende Bestim­
mung getroffen h rc5en, was ;nit "1{ontrollieren" gemeint ist. \;ir 
können in diesem ?unkte den Erl�uterungen n ic ht zustimmen. 

8) Zu § 13: Hier scheint uns eine Eestimmung darUber zu fehlen, 
wer die Kosten e'ner solchen Beiziehung zu tragen hat; das 
Pflegeheim kann "azu doch nicht oder nur in sehr besch�änktem 
Maße herangezage • werden, weil eine un beschrä n�te �:�glichkeit der 
Abwälzung der �o ten auf das �eim durch einige Bewohner unzumut­
bar erscheint. 

9) Zu § 14(2): Könnte nicht zur E ntlastung des Arztes die FUhrung 
der ärztlichen Do�umentation auch durch einen entsprechenden 
Fachdienst vor g e n om men werden? 

10) Zu § 14(4): Die AUfbEwahrungsfrist von 30 Jahren k�nnte 
vielleicht auf die ärztliche Dokumentation beschr�nkt werden. 

11) Zu § 16: Im Rahmen dieses § sollten 5ie Absolventen von 
Altenhelferschulen und die von Fachsch ulen fUr Sozialberufe/Be-

sie doch gerade fUr 
ausge�i15et werden. 
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12) Zu § 18: Gerade wenn dem O�budsrat nu� rein schlic�tenje und 
beratende Aufgaben zukommen sollen, ersc�e nt �ie Ein�indung 
eines Vertreters der Beh�rde, die zur Aufs c�t verpflichtet ist, 
nicht sinnvoll und zweck��ßig, weil dann helfende und beauf­
sichtigende Funktionen vermengt werden und etwa die Gefahr be­
steht, daE gegenUber dem Bel)Br�envertreter doch nicht so offen 
geredet wird wie in seiner Abwesenheit. Stattdessen ��nnte vor­
gesehen werden, daß der Vertrete� der Bezirksverwaltun9sbeh�rde 
den Beratungen und Entscheidungen des Ombudsrates beizuziehen 
ist, wenn es der C�budsrat in einem bestimmten Fall fUr zweck­
mäßig h�lt und (einstimmig) besc�ließt. 

13) Zu §27(1) erster Satz: �ir regen folgende EinfUgung an: 
" ... erhalten, es sei denn, sie haben eine solche schon aufgrund 
bisher geltender gesetzlicher Bestimmungen erhalten." Es kann 
doch nicht der Sinn des Gesetzes sein, alle bisherigen 
bewilligten Einrichtungen dieser Art einer neuen Über?rUfung zu 
unterziehen. 

14) Zu Artikel 11: Nach der jetzigen Fassung wäre es unm�glich, 
einem Pflegeheim eine Erbschaft oder ein Vermächtnis zuzuwenden. 
Ist das wirklich beabsichtigt? Überdies erscheint es uns auch in 
Bezug auf Rechtsgeschäft unter Lebenden nicht nur sinnvoll, 
sondern geradezu unabdingbar, die ausschließlich gemeinnUtzige, 
mildt�tige oder kirchliche Zwec�e verfolgenden Träger von Pflege­
heimen von dieser Bestimmung auszunehmen, weil Spenden fUr diese 
Einrichtungen einen wesentlichen und unentbehrlichen Teil ihrer 
Finanzierung bilden. 

Mit vorzUglicher Eochachtung 

DU an Herrn Rektor Mag.Gerhard Gäbler 
Herrn Rechtsanwalt Dr.Alfred Easlinger 
Präsidium des Nationalrates (25-fach) 
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